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Der EuGH erklärte in seinem aktuellen UrteÍl vom 6. 10.

2015 die in der Intscheidung 2O!0/520/EG der Europä-

ischen KommÍssion bejahte ,,Safe Harbor"-Regelung für
ungüItig. (Konzern-)Unternehmen, die aufgrund dieser

Ausnahmeregelung bisiang regelmäßig Datentransfers
in die Vereinigten Staaten durchfrihrten, können sich da-

her nicht melu auf diese Rechtsgrundiage berufen. Dies

wirft zahlreiche Fragen betreffend die känftige Handha-
bung bzw zulåssige Altemativen der Datenübermittlung
(insbesondere auch im Konzern) auf.

1. Sachverhalt

ln dem am 6. 10. 2015 veröffentlichten Urteil zu C-362/14 über-

prüfte der EuGH die Entscheidung der Europäischen Kommis-

sion zu 2OOOlS2olEG vom 26. 7, 2000 über die Übermlttlung
personenbezogener Däten aus einem Unionsstaat in die Ver-

einigten Staaten und die darin bejahte Angemessenheit des

durch die Grundsätze des ,,sicheren Hafens" gewåhrleisteten

Sch utzniveaus.

lm Zuge der Anmeldung zum sozialen Netzwerk Fqcebook

waren alle im Unionsgebiet wohnhaften Personen angehatten,

einen Vertrag mit Facebook lrtand, einer Tochtergesellschaft der

in den Vereinigten Staaten ansåissigen Facèbook lnc., abzuschlie-

ßen, Dadurch erteilten die ím Unionsgebiet wohnhaften Face-

book-Nutzer die Erlaubnis zur Übermittlung und Verarbeitung

ihrer personenbezogenen Daten an bzw durch die in den Ver-

einÍgten Staaten befÍndllchen Server der Facebook lnc.

Der Österreicher Max Schrems, Jus-Student und selbst seit

Jahren Nutzervon Focebook,erhob gegen dieses Vorgehen (stell-

vertretend fürviele in puncto Daten ganz ähntîch agierende US-

Konzerne) am 25. 6, 2013 Beschwerde bei der irischen Daten-

schut¿kommission. Er monierte darin den mangelnden Schutz

der in den Vereinigten Staaten gespeicherten personenbezo-

genen Daten aufgrund der willkürlichen Überwachungstätig-

keit der dortigen Bundesbehörden und verwies auch auf die von

Edword Snowden erfolgten Enthüllungen betreffend die Zugriffs-

möglichkeiten der US-N ach richtendienste (va der N ationa I Secu-

rity Agency - NSA) auf Daten.

Die irische Datenschutzbehörde wies die Beschwerde ats un-

begründetzurück. Einerseits lägen keine Beweisefür Zugriffe der

NSA auf Daten von l'lerrn Schrems vor. Zudem stehe die Über-

mittlu ng von Focebook-Daten in die USA im Einklang rnit der Ent-

scheid ung der Europäischen Kommíssíon vo m26.7.2000 betref-

fend die sogenannte,,safe-Harbor-Regelung".r
lm Zuge der gegen die EntscheÎdung der irischen Daten-

schutzbehörde erhobenen Klage von Max Schrems beim irischen

High Court stellte das Gericht zum einen fest, die etektronÍsche

Überwachung und Erfassung der aus der Europäischen Union

in die Vereinigten Staaten übermittelten personenbezogenen

Daten diene als notwendiges und unerlåssliches Ziel dem öf-

fentlichen !nteresse. Der High Court räumte jedoch andererseits

nach einer Beweisaufnahme eÍn, dass dÎe NSA und andere Bun-

desbehörden, wie das Federal Bureau of Investigation (FBl), tat-

sächlich auf die in die USA übermittelten Daten im Rahmen der

von ihnen praktizierten ,lnøssenhdften und wohllosen überwa-

ch u n g" zugreif en wü rd en.

Aufgrund der von Møx Schrems angezweifelten GüttÎgkeit

der Entscheiduñgzu 2O001520/EG sah sich der High Court ge-

zwungen, die Frage der Bindung eìner unabhängigen Daten-

schutzbehörde an gegenteilige Feststellungen der Europäischen

Union dem EuGH im Zuge eines Vorabentscheidungsverfahrens

vorzulegen.

2. EntscheidungdesEuGH

Der EuGH kommt in seinem Urteil zum Ergebnis, dass eine na-

tionale Kontrollstelle durch die Entscheidung der Europäischen

Kommission nicht an der Prilfung der Eingabe einer Person ge-

hindert sei, die sich auf den Schutz ihrer Rechte und Freiheiten

im Zusammenhang mit dem Transfer personenbezogener Daten

aus einem Mitgliedstaat În ein Drittland beziehe, in dem kein an-

gemessenes Schutzn ivea u gewährleistet werde.

Die Entscheidung zu 20Q01520/EG der Europäischen Kom-

mission erklärt der Europäische Gerichtshof ftir ungültig, weilsie

t 200Qls20lEGtEntscheidungderKommission vom 26. Juli 2000 gem;iß der
Richtliñie 95146/EG des Europäischen Partaments und dês Rates über die
Angemessenheit des von den Grundsätzen des 

"sicheren 
Hafens" und der

diesbezüglichen,,Häufig gestellten Fragen" (FAQ) gewährlelsteten Schut-
zes, vorgelegt vom Handetsministerium der USA (bekannt gegeben unter
Aktenzeichen K (2000) 2441).
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gegen die Anforderungen der Richtlinie 95/46/EG2 verstoße, und

begründet dies zusammenfassend wie folgt:
Art 25 der RL 95/a6lEG verbiete Übermittlungen personenbe-

zogener Daten ¡n ein Dr¡ttland, das kein ,,angemessenes Schutz-

niveau" gewährleiste, wobei kein in der Unionsrechtsordnung

garantiertes, identisches Schutzniveau verlangt werde. Der Kom-

mission obliege die Prüfung des Schutzniveaus in regelmäßÌgen

Abständen, weil das in einem Drittland gewährte Schutzniveau

naturgemäß Schwa nkungen unterworfen sei.

Die Entscheidung zu 2000/520/EG treffe laut EuGH keine hin-

reichenden Feststellungen zu jenen Maßnahmen, durch die ein

angemessenes SchutznÍveau in den Vereinigten Staaten gewähr-

leistet werde. Sie râume den ,,Erfordernissen der nationâlen sÎ'
cherheit, des öffentlichen lnteresses oder der Durchführung von

Gesetzen" insofern Vorrang eÎn, als gestützt auf diese ein Ein^

griff in die Grundrechte jener Personen, deren personenbezo-

gene Daten aus der Europäischen Union in die Vereinigten Staa-

ten übermitteltwürden, ermöglicht werde. Jedoch seÎen die Aus-

nahmen vom Schutz personenbezogener Daten auf das abso-

lut Notwendige zu beschränken (vgl EUGH 8. 4.20t4,C-293112,

c-594/72, Digito I R ig hß I relo nd).

Der Europäische Gerichtshof sieht ferner in einer Regetung,

die den Behörden den generellen Zugriff auf elektronische Kom-

munikation erlaubt, eine Verletzung des in Art 7 der Charta ga-

rantîerten Grundrechts aufAchtung des Privatlebens (vgl EuGH

8.4.2014, C-293112, c-59 41t2, Digitøl Rights lreland),

Des Weiteren sei der in Art 47 der EU-Charta verankerte An-

spruch auf wìrksamen gerichtlichen Rechtsschutz laut EuGH

durch den Mangel eines Rechtsbehetfs, mit dem Bürger die sie

betreffenden personenbezogenen Daten tatsächlich kontrollie-

ren könnten, verletzt (vgl EUGH 11. 9. 2008, C-428 bis C-43al06).

Ferner beschränke die Entscheidung zu2a00l520lEG die Be-

fugnisse der Kontrollstellen, weil diese angesichts der erwähn-

ten Entscheidung keine Maßnahmen zu r Gewährleístung der Ein-

haltung der RichtlÍnie 95l46lEG durchführen dürften. Zu dieser

Beschränkung sei die Europåische Kommission allerdings laut
EuGH nichtberechtigt.

3. Anmerkungen

3.L, Unionsrechtliche Rahmenbedingungen für
die Datenübermittlung an Drittländer

lm Zusammenhang mÎt dem Transfer von personenbezogenen

Daten ist ganz entscheidend, dass aufgrund der,,Richtlinie über

die Verarbeitung personenbezogener Daten"3 eíne Übermitþ

2 Richtlinie 95l46lEG des Europåischen Partâments und des Rates vom

24, Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen beì der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr,

3 Þâtenschutzrichttìnie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und dês Ra-

tes vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei derVer-
arbeitung personenbezogener Daten und zum freìen Datenverkehr,
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lung derartiger Daten in ein Drittlanda auch innerhalb eines Kon-

zerns, wie dies aus Praktikabílitäts- und weitergehenden Über-

legungen häufig der Fall ist, grundsätzlich nur dann zulässig ist,

wenn das Drittland ein angemessenes Schutzniveau gewähr-

leistet. Die Angemessenheit des Schutzniveaus, das ein Drittland

bietet, ist unter Berúcksichtigung aller Umstànde im Hinblick auf

eine Übermittlungvon Daten odereine best¡mmte Kategorievon

Datenù¡bermittLungen zu beu rteilen.

Die Europäische Kommission kann sohin auf der Grundlage

von Art 25 Abs 6 Datenschutzrichtlinie 95/46/EG feststetlen, dass

ei n Drittla nd a ufgru nd se¡ ne r i n nerstaatlichen Rechtsvorsch rif-

ten oder aufgrund internationaler Verpftichtungen, die es ein-

gegangen ist, eìn angemessenes Schutzniveau hinsichtlich des

Schutzes der Privatsphäre sowie der Freiheiten und Grundrechte

von Personen gewä.h rleistet,

3.2. Die Safe-Harbor-Regelung

Gestützt auf diese Mögtichkeit stellte díe EuropäÎsche Kommis-

sion mit íhrer Entscheidung aus dem Jahr 2000 fest, dass die

,,Safe-Harbor-Regelung" eín taugtiches lnstrument sei, um ein

angemessenes Datenschutzn¡veau ïn den USAzU gewåhrleisten.

Hintergrund der Safe-Harbor-Regelung war kurz zusammen-

gefasst, dass einzelne US-Unternehmen sich beìm US-Depart-

ment of Commerce freiwillig einer Art ,,Zertifizierung" unterwer-

fen konnten und ihnen damit ein nach europäischen Standards

angemessenes Datenschutzniveau zugebiltigt wurde. Diese U5-

Unternehmen galten somit als ,,sÌcherer Hafen" im Sinne des

Datenschutzrechts fü r Datenü bermittlungen aus Europa.

3.3. Unabhängigkeit der nationalen Kontrollstellen

Die wesentlichsten Aussagen des EuGH in seiner aktuellen Ent-

scheidung beziehen sich einerseits daraul dass eine Entschei-

dung der Europåíschen Kommission, wie sie betreffend die

oben beschriebene,,Safe-Harbor-Regelung" erfolgt sei, die

Befugnisse der nationalen oatenschutzbehörde weder be-

schränken noch beseitigen könne. Somit kann die nationale

Behörde grundsätzlich in völliger Unabhängigkeit von der Ent-

scheidung der Europäischen Kommission, insbesondere im

Lichte der durch die EU-Charta garantierten Grundrechte5 (va

der Grundrechte auf Achtung der Privatsphäre und auf Schutz

personenbezogener Daten) überprüfen, ob dìe mit der Daten-

schutzrichttinie aufgestettten Anforderungen für die Übermitt-
lung von Daten in ein Dritttand tatsächlich gewahrt werden. Al-

lerdîngs ist im Streitfall nur der EUGH selbst befugt, eine Kom-

missionsentscheidung für ungüttig zu erktären, sodass es der
Vorlage der maßgeblichen Fragen an den EUGH bedarf, wíe dies

auch im vorliegenden Fat[ erfolgte.

4 Drittstaaten oder Dr¡ttländer sind Staaten, d¡e nichl Mltgliedstaaten der
Europáiischen Union sînd.

5 Ch arta der G rundrechte der Europåischen Unlon (2000/C 364/0r).
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3.4. Kein angemessenes Schutzniveau in
den USA, keine Rechtsbehelfe

Der EuGH setzte sîch in seinem Urteil, wie erw¡ihnt, mit der Grit-

tigkeit der Entscheidung der EuropäisÇhen Kommission zu

2000152018G auseinander. ln diesem Zusammenhang führte der

Gerichtshof äus, dass im Rahmen der Prüfung der Kommission,

ob ein Dríttland über ein angemessenes Schutzniveau verfügt,
näher untersucht werden muss, ob dieses Drittland tatsächlich

eìn Schutzniveau der Freiheiten und Grundrechte gewährleistet,

das dem in der Europãischen Union aufgrund der Datenschutz-

richtlinie garantierten Nìveau (zumindest) gleichwertig ist, Das

mìt der Entscheidung der Kommission festgestellte angemes-

sene Schutzniveau muss in regelmäßigen Abständen und zudem

immer dann überprüft werden, wenn konkrete Anhaltspunkte
vorliegen, dieAnlass zu begründeten Zweifeln über die Angemes-

senheit des Schutzes geben, wie dies im Zusammenhang mit der

erwähnten Safe-Ha rbor-Regelung der Fa[[ wa r.

Der EuGH kritisierte im aktuellen Urleil, dass sich die Kom-

mission in ihrer Entscheidung nur darauf beschränkt habe, zu

überpriifen, ob aufgrund der Safe-Harbor-Regelung ein ange-

messenes Schutzniveau fùr jene US-Unternehmen geschaffén

werde, die sich freiwillig einer Art ,,ZertifizÌerung" beim US-De-

partment of Commerce unterwerfen, Dieses Schutzniveau gelte

jedoch ausschließtich für diese zertìfizierten US-Unternehmen,

wohingegen US-Behörden dadurch nicht gebunden seien. Die

Entscheidung enthalte soh¡n keine Feststellungen darüber, dass

die USAentsprechende Maßnahmen getroffen hätten, um ein an-

gemessenes Schutzniveau im Sinne der EU-Datenschutzrichtli-

n ie zu gewäh rleisten. Vielmehr fü hrte die Entscheid u ng der Euro-

päischen Kommission sogar aus, dass US-amerikanische Be-

stimmungen jedenfalls dann absoluten Vorran96 gegenüber den

Safe-Harbor-Regelungen hätten, wenn síe in Widerstreit zu den

Erfordernissen der nationalen Sicherheit, des öffentlichen lnter-

esses sowie der Durchführung von Gesetzen stü nden,

Ferner beanstandete der Europãische Gerichtshof îm Hin blick

auf dîe oben erläuterten europarechtlichen Datensch utzbestim-

mungen und die Vorgaben in puncto ,,angemessenes Schutz-

niveâu" uE zu Recht, dass die Europäische Kommission auch

keine Feststellungen dazu getroffen habe, ob es in den USAstaat-

lìche Regetn gebe, um mögliche Eingriffe von staatlichen Stel-

len in Grundrechte zu begrenzen, sowìe, ob es überhaupt einen

wirksamen gerichtlichen Rechtschutz gegen derartige Eingriffe

gebe. Dass dÌe Kommissíon ungeachtet ihrer Bejahung derAnge-
messenheit selbst Bedenken irn Hinbtick auf das Schutzniveau

von in die USA übermittetten Daten hatte, beweisen zwei Mit-

teilungen der Kommission,T die beide am 27. I1.2013 erlassen

6 Anhang lV Abschnitt B der Entscheidung 2000/520/EG: ,,Es steht jedoch

eindeytig fesf, ddss, wenn aufgrund des Us-omer¡kanischen Rechts eine

den Gft nd söuen des sicheren Hofens e ntgegenstehende Verptlichtu ng a uf
erlegt w¡rd, dÍe US-Unternehmen dle Gesetze einholten müssen, und zwar
ungeochtet dessen, ob sie oufdie Grundsötze des sicheten Hofens verpflich-
tets¡nd oder n¡cht."

7 Mitteilung COM(2013) 846 und Mitteilung COM(2013) 847,
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wurden. Darin stellte die Europäische Kommission fest, dass US-

Behörden auf personenbezogene Daten zugegriffen und diese

ín einer Weise verarbeítet hätten, die mit den Zielsetzungen der
Übermittlung unvereinbar gewesen sei und die über jenes Aus-

maß hinausginge, das zum Schutz der nationâlen Slcherheit ab-

solut notwendig und verhättnîsmäßig gewesen sei, Darüber hin-

aus standen den Betroffenen, was der EUGH in seinem aktuellen
Urteil ebenfatls betonte, auch keine entsprechenden Rechtsbe-

hetfezurVerfügung, um Einblick in die in denVereinígten Staaten

verarbeiteten Daten nehmen zu können und diese zu berichtigen
oder zu löschen. Spätestens zu diesem Zeitpunkt hätte die Euro-

päische Kommission ihre Safe-Harbor-Entscheidung laut EuGH

überdenken rnüssen.

Aus den vorgenannten Gründen erktårte der Europäische Ge-

richtshof sohin dÌe gesamte Entscheidung der Kommission für
ungültig, was die irische Datenschutzbehörde, die sich nunmehr
erneut mit der Beschwerde von Max Schrems auseinandersetzen

muss, entsprechend zu berücksichtigen hat.

Damit fotgte der EUGH der Meinung von Generalanwalt /ves

8ot, der in seinem Schlussantrags ebenfalls die Meinung vertrat,
dass die Entscheidung 2000/520/EG ungültig sei, und dîes insbe-

sondere darauf stützte, dass die Überwachung der US-Geheim-

dienste ,,massiv und witlkürtich" (,,mossive ond indíscrimínate"l
erfolge.

3.5. Schlussfolgerungen

3.5.1. Betroffene Unternehmen

Es sieht so aus, als hätte /vlax Schrems mit se¡ner Beharrlichkeit
und seiner durchaus nachvollziehbaren Gegenwehr gegen den

europarechtlichen Standards klar widersprechende Eingriffs-

möglichkeiten in personenbezogene Daten, die aus der EU in

Drittstaaten übersendet werden, die Büchse der Pandora geöff-

net, Die konkreten rechtlìchen und faktischen Konsequenzen der

EUGH-Entscheidung sind derzeit noch nicht im Detail absehbar.

Faktum ist, dass die Ungüttigkeit der Kommissions-Entschei-

dung aus 2000 auch viele nationale Unternehmen betrifft, weil

eìn Datentransfer ín die Vereinigten Staaten, wie dieser insbe-

sondere in internationalen Konzernunternehrnen an der Tages-

ordnung ist, nicht mehr, wie bisher, auf die Safe-Harbor-Rege-

lung gestütztwerden kann. Wie viele Unternehmen davon in Ös-

terreich betroffen sind, ist schwerzu sagen. Die ARGE Daten hält

eine Zahlvon bis zu 4,000 Unternehmen für realîstisch.e

Von besonderer Relevanz ist das aktuelle Urteil insbesondere

auch für jene nationalen Unternehmen, die in jüngster Vergan-

genheit ihre Kunden- und Mitarbelterdaten an US-Ctoud-An-

bieter (wie zB Microsoft, Googte, Apple etc) transferiert haben.

Die meisten dieserAnbieter haben ein sogenanntes,,follow-the-
sun-data-center" in Betrieb und stützen den Transfer auf die

I http://eur-[ex.europa.eu/legal-contentlEN/T)ff/HTlvlL/?uri=CELEX:62014
CC0362&from=EN.

I Derstandard vom u. 10.2015:,,ARGE Daten zu Safe Harbor: F¡rmen unter
Abkommen brauchen Genehmigungl

r.)
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Safe-Harbor-Regelung. Um die Zugriffszeiten auf die Daten in der
Cloud möglÎchst kurz zu halten, wird versucht, dîe Dîstanz zwi-
schen Server und User zu verrÌngern, Die Daten werden dabei
rund um den Globus transferiert, wobei die Daten des jeweiligen

Users grundsätzlich aufjenem Server bereitgestellt werden, der
dem Userörtlich am nächsten ist. Da die me¡sten Menschen tags-

ùber arbeiten, wandern die Daten mÍt der Sonne während der
Bürozeiten. ln der Nacht werden dann entsprechende Backups

auf den Servern d urchgeführt,

3.5,2. Konþrcte Alternativen zur Safe -Harbor-Regelung ?

Die österreichische Datenschutzbehörde {DSB) hält auf ihrer
Website unter Anführung der entsprechenden Gesetzesbestim-

mungen fest, dass es gemäß 55 12 und 1.3 Datenschutzgesetz

2000 (DSG 2000) mehrere andere Alternatlven gåbe, urn perso-

nenbezogene Daten in die USA zu senden.lo

Darunter fällt insbesondere derTransfervon Daten in dieVer-
einigten Staaten zur Erfüllu ng von eindeutig im lnteresse des Be-

troffenen abgeschlossenen Verträgen oder die Weitergabe von
Daten mit Zustimmung des Betroffenen. Die letztgenannte Zu-
stimmungs-Variante klingt zwar recht einfach, ist aber in der Pra-

xis aufgrund der diesbezüglichen rechtlíchen Vorgaben sehr auf-
wendig und daher nur eingeschränkt praktikabet.

Nach Ansicht des Unabhängigen Landeszentrums für Daten-
schutz Schleswîg-Hotstein,I das in seiner Beurteilung ats sehr
streng gilt, scheìdet die Einholung einer wirksamen Zustim-
mungserktärung des von der Datenüberrnittlung Betroffenen
aus folgenden Grrinden ausl Eine Datenverarbeitung muss auf-
grund der diesbezüglichen Vorgaben in der Datenschutzricht-
tinie grundsåitzlich für den konkreten Fall bzw für eine konkrete
Datenanwendung abgegeben werden, Aufgrund der wie erwähnt
nicht überschaubaren, wíllkürlichen Überwachungsmaßnah-
men der US-Behörden ist die Abgabe einer solchen Zustimmung
schwer vorstellbar, Aber selbst wenn e¡ne ausreichende lnforma-
tion zu den konkreten Datenanwendungen vorliegt, greift die er-
wähnte Überwachung der Geheimdienste wohlin den Wesensge-

halt des Grundrechts aufAchtung des Privatlebens ein. Derartige
Eingriffe sind jedoch der Disposition des Einzelnen entzogen und
können daher an sich auch nicht im Wege einer individuetlen Zu-
stimmung erfolgen.

Aus arbeitsrechtlicher Sicht ist zudem zu berücksichtigen,
dass ein Arbeitnehmer im Rahmen seines Beschåftigungsver-
håltn¡sses e¡ne Zustimmungserklä run g nu r i nnerhalb bestim m-
ter Rahmenbedingungen, wie gefordert, freiwillig und ohne
Zwang abgeben kann, Ein Zwang ergibt sich nach Ansicht von
Teilen der Lehre aus dem regelmäßig unterstellten Abhängig-
keitsverhältnis des Betroffenen vom Arbeitgeber, Tatsächlich
kann eine wirkame Zustimmung in der Praxis sehr wohlerfol-
gen und die rechtliche Situation für Arbeitgeber jedenfalls ver-
bessern. Sie muss jedoch, wie erwåhnt, entsprechend den je-

10 httpr//wludsb.gv.at/site/6218/defäult.äspx.
ll https://www,datenschutzzentrum.de/uploads/internationaIes1

20151014_ULD-Posit¡onspapìer-zum,EuGH-Urteit.pdf.
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weiligen Umständen angepasst werden und kann nur schwer als
Vorabzustimmung für alle Zukunft erteilt werden, weil derArbeit-
nehmer auch über die zu verwendenden Daten zu informieren
ist, Wesentlich ist für eine wirksame Zustimmung nach daten-
schutzrechtlichen Maßstäben zudem auch, dass die Arbeitneh-
mer grundsätztich jedezeit ihre Zustimmung ohne Angabe von
Grù1 nden widerrufen können.

Unter Bezugnahme auf die Stellungnahme der Europäischen
Kommission vom 6. 10. 201512 hat die DSB in ihrer Bekanntma-
chung ferner festgehalten, dass ein Transfer von personenbezo-

genen Daten in die Vereinigten Staaten auch künftig auf Stan-
dardvertragsklauseln13' ra und auf Binding corporåte Rulesrs
gestützt werden kann.

Bei den Stândârdverlrðgsklauseln für die übermitttung per-

sonenbezogener Daten in Drittländer 1200U497/EG), den Alter-
nativen Standardvertragsklauseln für die Ubermittlung perso-

nenbezogener Daten ¡n Drittländer (2004/915/EG) sowie den
Standardvertra gskla useln fü r di e Weite rgabe pe rsonen bezoge-
ner Daten an Auftragsverarbeíter in Drittländern (20L0|BïEG)
handelt es sich jeweils um von der Eu ropäischen Kommission ge-
fasste Entscheidungen über Standardvertragsklauseln, die an-
gemessene Garantien für die Übermittlung personenbezogener
Daten von der EU în Drittländer gewährleisten sollen, und die ua

die Pftichten des Datenexporteurs und des-importeurssowie die
Haftung regeln.

{ Hinweis: Zu beachten ist, dass trotz Verwendung der Stan-
dardvertragsklauseln der Datentransfer von österreich in
ein Drittland {im Gegensatz zur Rechtslage în manch ande-
rem EU-Mitgtiedstaat) der Genehmigung durch die DSB be-
darf, die nach den bisherigen Erfahrungen (zumindest) meh-
rere Monate dauern würde.

Auch wenn die Güttigke¡t der bereits bisher vorhandenen Stan-
dardvertragsklauseln durch das aktuelle EuGH-Urteil nicht in
Abrede gestellt wird, sind diese - wie zB das Unabhängige Lan-
deszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein betont- nur be-
ding pnktikabel und uE im Lichte der aktuellen EUG H-Entscheî-
dung durchaus mit Vorsicht zu verwenden, Solange nàmlich die
USA aufgrund ihrer oben erwåhnten umfangreichen úberwa-
chungsmaßnahmen durch staatliche Behörden ua nicht als si
cheres Drittland eingestuft werden könne, stellt sich - so das Un-

12 http:1/europa.eu/rapid/press-reteåse_STATEMENT-15-5782_en.htm.
13 2ooLl497 18G,2004/915/EG oder 2oL|l84EG.
14 Die Europäische Kommission hât Ständardvertragsklauseln verabschie-

det, die ihrer Einschätzung nach angemessene Garantien beÌ der über-
mittlung personenbezogener Daten von d€r EU in DrlttLänder gewährleis-
ten, Dfe Standardvertragsklauseln enthalten eine rechtlich durchsêizbôre
Erklärung ("Garântie"), nach der sowohL der ,,Datenexporteur" als auch
der 

"Dätenimporteur" 
sich verpflichten, dÌe Dâten nach Maßgabe be-

stimmter Datenschutzgru ndsåtze zu vera rbeiten.
l5 Diese sind ein von der Artikel-2g-Datenschutzgruppe en¡rv¡ckelter Rah-

men für verbindLiche konzernínterne Richtlinien zum Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten, Die Artike[-29-Datenschutzgruppe ist das unab-
h¿ingige Beratungsgremium der Europälschen Komm¡ssion in Fragen des
Datenschutzes.
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abhängige Landeszentrurn - die Frage, ob ein Transfer in die USA

nicht dennoch unzu låssig se¡.

Auch technische Maßnahmen zur Herstellung des Einklangs

mit der EuGH-Entscheidung, wie die,,Rückholung" der Daten aus

den USA und die Speicherung auf Servern in Europa, könnten

eine mögliche Alternativlösung sein. Dabei ist jedoch zu beach-

ten, dass díese Maßnahmen unter Umstijnden die Verpftichtung

zur Einholung der Zustimmung des Betriebsrates gemäß S 96a

Abs I Z r ArbVG (= Einführung von Personatdatensystemen) aus-

lösen können und daher näher zu prüfen wäre, inwieweit dieVor-

ga ben des öste rreichischen ArbeÎtsve rfassu ngsgesetzes hier er-

füllt werden, oder inwieweit etwa nur Arbeitnehmerdaten ver-

arbeitet werden, die für die Erfúllung gesetzlicher, kollektiwer-
tragli ch er oder arbeitsvertra gticher Verpf [ichtu n gen notwend ig

sind, sodass es insofern keiner BetrÎebsvereinbarung bedarf,

Auch wenn es für Unternehmen keine Übergangsfrist für die

Umstellung von bisher auf der ,,Safe-Harbor-Regelung" basle-

renden Datentransfers auf andere, oben erwähnte, legale Über-

mittlungsmögtichkeiten gibt, empfiehlt die Art-29-Datenschutz-

gruppe den nationaten Datenschutzbehörden in ihrer Stellung-

nahme vom 16. 10. 201516, mit entsprechenden Vollstreckungs-

maßnahmen gegenüber Unternehmen bis Ende Jänner 2016

zuzuwarten. Es ist daher uE recht unwahrscheinlich, dass die

DSB bereîts davor - und vor allem ohne Vorankündigung - ent-

sprechende Sanktionen verhängt. Bei Datentränsfers ohne ent-

sprechende gesetzliche Ausnahme oder behördliche Geneh-

mîgung drohen gemäß S 52 Abs 2 DSG 2000 Geldstrafen bis zu

€ 10,000,- fü rjeden Transfer.

Vor diesem Hintergrund soltte von Seiten der Unternehmen

möglichst rasch nach Alternätiven - zumindest für einen Über-

16 http:l/ec.europa.eu/justice/data-protection/articte-29/press-material/
press-release/art29-press-materiali2015/20f 510f 6-wp29-statement-
on_schremsjudgement.pdf.
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gangszeitraum - gesucht werden, weit uE zu bezweifeln ist, dass

bis Jänner 2016 eine zufriedenstellende Lösung gefunden wird,

mit der im Hinbtick auf die obigen Ausführungen und die aufge-

zeigten lnteressengegensätze alle Seiten gut leben können. An-

gekündigt wurde auch schon, dass seitens der Europäischen

Kommission eine,,Safe-Harbor-Regelung ll" gefasst werden

wird, in der den Vorgaben des EuGH laut dem aktuetlen Urteil so

weitwíe mögtich nachgekommen wird. Ob und wann ein solches

Vorhaben tatsächtich umgesetztwird, ist noch offen,
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